
Bundessozialgericht

AZ.0'9ßY-Z&E/ééä.

Verkündet am
270Januar 1970

RegHauptsekretär
Schriftführer

I m N a m e n d e e V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionskl■gerin,

—PI'OZ€GbGVOIJ.IÜÄCYYCÜ.€tQ:
o 0 a o o o o a o o o o o

g e ge n

o 0 47 o o 0 47 o o 0 o o 0 o o 0 0 o 0 a o o o a 0 o

Beklagter und Revisionrbe“ln”tcr9

ps.igs.lgés.r.u
0 0 0 o b 0 0 0 o 0 D o o 0 o o o 0 o 0 o 0 o D o

Der 90 Senat des Bundese yielgerichts hat auf die
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für Recht erkannt;

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts NordrheinwWestfalen vom
22° August 1968 wird zurückgewieseno

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfehrene
sind nicht zu erstatten"
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G r ü n d e

Die Klägerin hat seit 10 Oktober 1950 (Inkrafttreten des

Bundesversorgungsgesetzes e BVG) gemäß @ 14 Abs„ 2 BVG idF

vor dem Dritten Neuordnungsgesetz (NOG) vom 280 Dezember 1966

(aF) den nichtversicherten Beschädigten ihres Kassenboreichs

Heilbehandlung als Auftragsengelegenhsit gewährto Die ihr

hierdurch für den Zeitraum von 1951 bis 1965 entstandenen

Kosten sind durch den Beklagten nach @ 20 BVG aF einschließ#

lich eines Verwaltungskostenanteils in Höhe von 588 596,11 DM

ersetzt worden° Am 100 Dezember 1965 hat sie beim Sozialgew

richt (SG) Klage auf Zahlung von 827 447,69 DM an rücket'änw
digen Verwaltungskosten aus den Jahren 1951 bis 1965 erhobeno

Hierzu hat sie ausgeführt: Im Jahre 1954 habe eine Prüfungsm

kommission e zusammengesetzt aus Vertretern des Bundesministers

für Arbeit und Sozialordnung (BMA) und Verbänden der Allgew

meinen Ortskrankenkassen (AOK) _ untersucht, welche Verwalw

tungskosten ihr durch die Betreuung der "Nichtversicherten"

im Jahre 1955 entstanden seien° Nach dem Ergebnis dieser

Prüfung habe der Verwaltungsaufwand im Jahre 1955 durchschnittw

lich DM 8920 (aufgerundet) je Abrechnungsfall betragen5 Diese
"Meßzahl" wurde — entsprechend der Entwicklung der allgemeinen

Verwaltungskosten — nach "Fallwerten" für die Zeit davor era

mäßigt und für die Jahre danach zum größten Teil erhöht; auf

dieser Grundlage wurden dann die Verwaltungskosten für die

’ Jahre 1951 bis 1965 errechneto Das SG hat der Klage nach
Beiladung der Bundesrepublik Deutschland mit Urteil vom 5°

Januar 1966 stattgegeben° Hiergegen haben der Beklagte und

die Beigeladene (letztere verspätet) Berufung eingelegt; Das

Landessozialgericht (LSG) hat das Urteil des SG vom 50 Januar
1966 auf die Berufung des Beklagten und der Beigeladenen

abgeändert, die Klage abgewiesen und die Revision zugelasseno

Es hat uoa„ ausgeführt, die Beigeladene sei gemäß @74 des
_Sozialgerichtsgesetzes (SGG), & 62 der Zivilprozeßordnung

hinsichtlich der versäumten Frist als durch den Beklagten

vertreten anzusehen° Nach @ 20 BVG in der ab Inkrafttreten

bis zum 510 Dezember 1965 geltenden Fassung habe der Beklagte

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_‚'5
_. i

der Klägerin? soweit sie nur nach den Vorschriften des BVG

verpflichtet war9 Heil— und Krankenbehandlung (für Nichte

versicherte) durchzuführen, die "entstandenen Kosten" und

"den entsprechenden Anteil an den Verwaltungskosten" zu er—

setzen gehabt° Die Verwaltungsvorschriften (Veer) Ziff„ 5

zu 5 20 BVG hätten im einzelnen bestimmt, wie die Klägerin

den "entsprechenden Anteil" ihrer Verwaltungskosten zu bee

rechnen und welchen Betrag demzufolge die Versorgungsbehörde

der Klägerin an Verwaltungskosten zu erstatten gehabt habeo

Für die Berechnung des Verwaltungskostenanteils seien hiere

nach die Gesamtausgaben der Krankenkassen für das letzte Gee

>schäftsjahr den in ihnen enthaltenen (Gesamte) Verwaltungs—
kosten gegenüberzustellen gewesen() Der hieraus sich ergeben—

de Hundertsatz habe die Grundlage für die Berechnung des

"entsprechenden Anteils" der Verwaltungskosten für Nichtverw

sicherte gebildet„ Diese Regelung der Veer habe dem Gesetw

zeswortlaut entsprochen, sie sei auch mit Sinn und Zweck des

Gesetzes vereinbar geweseno @ 20 BVG habe nicht % wie es

bei dem Grundsatz der Erstattung der tatsächlich entstandenen

Verwaltungskosten sehr einfach zu formulieren gewesen wäre »

von dem Ersatz der durch die Heile und Krankenb@handlung entw

standenen Kosten und der hierdurch entstandenen Verwaltungs“

kosten gesprochen, sondern von dem vollen Ersatz der durch die

Heil— und Krankenbehandlung entstandenen Kosten und dem Ersatz

des "entsprechenden Anteils" an den Verwaltungskosteno Damit

habe schon das Gesetz einen deutlichen Unterschied zwischen

den beiden Arten des Brsatzes für a) die eigentlichen Sachw

kosten der Krankenkassen und b) deren Verwaltungskosten gee
macht und den Ersatz der Verwaltungskosten in eine bestimmte

Relation zu den Kosten gesetzt, die der Krankenkasse bei

Nichtberücksichtigung der Nichtversicherten ohnehin entstünw

den, mithin in einem zu errechnenden Verhältnis pauschaliert°

Die Regelung des 5 20 BVG (bzw° der Veer Ziff° 5 hierzu) sei
nicht völlig neu gewesen„ Sie habe sich schon in 5 15 des

Reichsversorgungsgesetzes (RVG) gefunden? Dort habe es gew
heißen; Soweit die Krankenkasse nur nach den Vorschriften
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dieses Gesetzes verpflichtet ist, Heilbehandlung einschließw

lich Heilanstaltspflege und Hauspflege sowie Krankengeld und

Hausgeld zu gewähren, werden ihr die entstandenen Kosten und

der entsprechende Anteil an den Verwaltungskosten ersetzt,

Der Reichsarbeitsminister ist ermächtigt, diesen Ersatz in

Pauschbeträgen zu gewähren, Er setzt die Pauschbeträge nach

Anhörung der Spitzenverbände der Krankenkassen fest, Die

Ausführungsbestimmungen (AB) Ziffo 9 a zu 5 75 RVG hätten in
ihren für die jetzige Entscheidung in Frage kommenden Sätzen

fast wörtlich mit den entsprechenden Sätzen der Veer Ziffo 5

zu @ 20 BVG übereingestimmt, seien also unverändert in das

BVG übernommen worden, Nach den AB Ziff° 9 b sei.zu dem auf

diese Weise berechneten Betrag des Verwaltungskostenanteils

zur Abgeltung besonderer, nicht vorauszusehender Verwaltungs==

.aufwendungen mit Wirkung vom 10 April 1937 ein Zuschlag von
10 % getreten, In den AB Ziffo 9 g habe es sodann geheißen;
"Krankenkassen, die sich zur Berechnung der Verwaltungskosten

nach den Richtlinien zu a — f entschlossen haben, sind an

dieses Verfahren gebundeno Die übrigen Krankenkassen haben

die Verwaltungskosten für Zugeteilte in ihrer ta sächlich

entstandenen Höhe anzufordern, wobei die einzelnen Ausgaben in

prüfungsfähiger Weise durch Belege usw, nachzuweisen sindo

Ohne diesen Nachweis ist ein Kostenersatz nicht möglich"„

Aus @ 35 Satz 2 und 3 RVG bzw, aus Ziff° 9 g der AB zu @ 15
RVG könne die Klägerin für ihre Auffassung des grundsätzlich

vollen Ausgleichs der ihr tatsächlich entstandenen Verwalw

tungskosten nichts herleiten; denn das BVG habe Satz 2 und 3
des 5 15 RVG nicht übernommen und demzufolge finde sich auch

in den Veer keine der Ziff° 9 g der AB entsprechende Bestime

‘mungo Hieraus lasse sich nur folgern, daß der Gesetzgeber

in das BVG den Grundsatz der Pauschalierung der Verwaltungse

kosten, bewußt aber nicht eine Regelung i°So eines e nur sehr

eingeschränkt möglichen, weil vom vollen Nachweis abhängigen w

vollen Ersatzes der tatsächlich entstandenen Verwaltungs“
‚kosten habe übernehmen wolleno Diese Auffassung werde bee

stätigt durch die bisherige Rechtsprechung des Bundessoziale

„z5_
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gerichts (BSG), das sich allerdings nur in einem anderen

Sachzusammenhang mit den Verwaltungskosten befaßt habe„

Das BSG habe in den Urteilen vom 100 Dezember 1963 w 9 RV

502/62 und 9 RV 818/65 = uoao den Standpunkt vertreten,
daß für Verwaltungskosten nur die Erstattung eines pauschau

lierten Anteils vorgesehen sei, wobei das Prinzip des vol—

len Kostenersatzes gewahrt bleibe° Ob dieses Prinzip wirk—

lich gewahrt werde, erscheine allerdings zweifelhaft; denn

Pauschalierung sei in keinem Falle Ersatz der tatsächlich

entstandenen Kosten, wie gerade der gegenständliche Rechtes

streit zeigeo Auch die höchstrichterliche Rechtsprechung,

wie sie hier zum Ausdruck komme, erkenne jedoch grundsätz—

lich die in den Veer Ziffo 5 zu @ 20 BVG aF getroffene

Regelung der Pauschalierung als dem Gesetz entsprechend ano

Mit dieser Pauschalierung sei das Prinzip der vollen Kostenw

erstattung eben wegen der Unmöglichkeit des vollen Nachweises

der tatsächlich entstandenen Verwaltungskosten gewahrto Mißw

verständlich sei allerdings die Auffassung9 die in dem Urteil

des BSG vom 280 April 1965 w 9 RV 758/63
@ zum Ausdruck komme,

soweit dort eine Unterteilung der Verwaltungskosten in einen

pauschal abzugeltenden Anteil und einen durch Belege nachzuw

weisenden Anteil angedeutet worden sei() Für eine solche

AufSpaltung des "entsprechenden Verwaltungskostenanteils"

böten weder Gesetz noch Veer eine Stützeo Im übrigen trete

nach Ziff„ 5 Abso 3 der Veer zu @ 20 BVG aF ein Zuschlag

zu den Verwaltungskosten "zur Abgeltung besonderer Verwal»

tungsaufwendungen"° Die Regelung der Veer Ziffo 5 zu 5 20

BVG aF über die Berechnung des entsprechenden Verwaltung3e

kostenanteils für Nichtversicherte entspreche dem Gesetzß

Da die Klägerin nach dieser Veer den ihr vom Beklagten zu
erstattenden Verwaltungskostenanteil in den Jahren 1951 bis

1965 berechnet und der Beklagte diese Kosten in der ihm auf“

gegebenen Höhe gezahlt habe, habe die Klägerin keinen An»

Spruch auf die Erstattung weiterer Verwaltungskosten für

Nichtversicherteo Außerdem sei die Höhe der Forderung der

Klägerin nicht ausreichend begründeto Für den Ersatz der
1
1
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tatsächlich entstandenen Verwaltungskosten hätten schon die

AB Ziffo 9 g zu @ 15 RVG @ auf die sich die Klägerin in anderem

Zusammenhang berufe — gefordert, daß "die einzelnen Au5gaben

in prüfungsfähiger Weise durch Belege usw, nachzuweisen" seien

und daß "ohne diesen Nachweis ein Kostenersatz nicht möglich"

sei, Die Klägerin habe zugeben müssen, daß sie Unterlagen

("Belege usw,") für die mit dem Beklagten abgerechneten Jahre
nicht aufbewahrt habe, der Anspruch somit nicht mit Unterlagen

belegt werden könne, Die Ergebnisse der Untersuchungskowmissiw

on ermöglichten nur eine sehr ungefähre Schätzung, und das

auch nur für das Jahr 1953 und allenfalls die unmittelbar vor»

hergehenden und nachfolgenden Jahre, nicht aber für den ge«

samten Zeitraum von 1951 bis 1965; dazu hätten sich offenkune
dig die wirtschaftlichen Gegebenheiten, die auch die Verwalw

tungskosten der Klägerin beeinflußten, zu sehr geändert, Im

übrigen wäre ein etwaiger Anspruch der Klägerin mindestens

für die Zeit bis 31, Mai 1960 verwirkto Schon der außerge—
wöhnlich lange Zeitraum von der Entstehung eines Teiles der

Klagsumme bis zur erstmaligen Klagerhebung (Anfang 1951 bis

Ende 1963) lege den Gedanken der Verwirkung nahe, Zu beache

ten sei dabei insbesondere, daß die Beteiligten in ständigem
Geschäftsverkehr jährlich abgerechnet hätten; bei derartigem

Geschäftsverkehr bestünden, wie der Klägerin bekannt sein

müsse, kurze Verjährungsfristen° Auch im öffentlichen Recht

könne in diesen Fällen nach dem Grundsatz von Treu und Glauben

das Vertrauen auf die richtige Erledigung einer einmal abgee_

schlossenen Abrechnung nicht außer acht gelassen werden, zuw

mal der Klägerin mindestens seit dem Rundschreiben des BMA

vom 130 Februar 1954 bekannt gewesen sei, daß der Bundesrechw

nungshof sich einer anderen Berechnung der Verwaltungskosten

widersetzeo Auch könne nicht angenommen werden, daß die

Klägerin in der Vergangenheit den Willen gehabt habe, Ver—

waltungskosten für die rückliegenden Jahre nachzufordern°

Mit der zugelassenen Revision rügt die Klägerin die unrichtige

Anwendung des @ 20 BVG aF i„Vomo Nr, 5 der Veer zu dieser
\

._‚7_
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Vorschrift° "Verwaltungskosten" 1050 des @ 20 BVG aF

seien alle die Kosten, die die Krankenkasse im einzelnen

Behandlungsfalle nicht gesondert aufzubringen gehabt habe

(vgl„ BSG 20, 120)() Nach dem Gesetzeswortlaut stehe der

KrankenkaSse ein "entsprechender Anteil an den Verwaltungs—

kosten" zu„ Wie das LSG zutreffend ausgeführt habe, handle

es sich hierbei um einen Teil der GesamteVerwaltungskosten

der Krankenkassen Der weiter vertretenen Auffassung, daß

dieser Kostenanteil stets nach dem aus dem Verhältnis der

Gesamtausgaben zu den GesathVerwaltungskosten gewonnenen

Prozentsatz berechnet werden müsse, könne jedoch nicht ges

folgt werden° Eine Relation zu den GesamtsVerwaltungskoe

sten und den Gesamtausgaben wolle das LSG anscheinend aus

dem in 5 20 BVG aF enthaltenen Begriff "entsprechend" her—

leiteno Abgesehen davon‚ daß nach den von dem Beigeladenen

erlassenen Verwaltungsvorsohriften nicht die Gesamtausgaben,

sondern ein um die Erstattungen verminderter Betrag des Leim

stungsaufwandes und der übrigen Aufwendungen zu den Verwalw

tungskosten ins Verhältnis gesetzt werden solle, werde auf

die Gesamtausgaben der Krankenkasse in dieser Vorschrift

überhaupt nicht eingegangen° Bei der nach dem Satzzusammene

hang und nach dem Sinn der Vorschrift gebotenen Auslegung sei

unter dem entsprechenden Anteil an den Verwaltungskosten ein

entsprechender Teil der Gesamt—Verwaltungskosten, also die

durch diesen Teil der Leistungsgewährung verursachten Verwalw

tungskosten zu versteheno Die gesetzliche Regelung gehe also

davon aus, daß grundsätzlich die Verwaltungskosten zu ersetzen

seien? die bei der Durchführung der Auftragsangelegenheiten

tatsächlich entstanden seien° Auch in dem vorher geltenden
@ 15 BVG und den dazu erlassenen Ausführungsbestimmungen

sei bereits die Berechnung des Verwaltungskostenanteils nach

den tatsächlich entstandenen Kosten vorgesehen gewesen° Das

mit habe die Kostenersatzregelung auf dem Gebiet des Versor—

gungsrechts dem allgemein im Auftragsrecht geltenden Prinzip,

daß dem Beauftragten alle bei Erledigung der Auftragsangele«

n 8 i
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genheit entstandenen Aufwendungen zu erstatten seien‚ entw

sprocheno Hätte der Gesetzgeber bei der Neuordnung des Ver«

sorgungsrechts von diesem Prinzip abgehen wollen, so hätte

er dies ausdrücklich im BVG festlegen müsseno Dies ergebe

sich eindeutig aus der letzten Neufassung des 5 20 BVG9 wo—
nach als Ersatz für Verwaltungskosten ein Betrag von 8 v„Ho

der Kosten für die nach @ 20 BVG durchgeführte Heilbehendlung9

Krankenbehandlung und den Einkommensausgleich zu zahlen seio

Bis zu dieser Neuregelung habe der Gesetzgeber demnach an

dem allgemein geltenden Grundsatz der Erstattung aller tat»

sächlich entstandenen Kosten festgehaltenc Im übrigen werde

auch durch die Neufassung des 5 20 BVG die Auffassung bestäe

tigt, daß sich der Verwaltungskostenersatz nach den auf Grund

des BVG gewährten Leistungen bestimme° Eine Pauschaliérung,'

die „ wie im vorliegenden Fall _ die tatsächlich entstandenen

Verwaltungskosten nicht einmal annähernd decke9 sei auch mit

Arte 120 des Grundgesetzes (GG) unvereinbar9 wonach der Bund

die Kriegsfolgelasten zu tragen habeo Es sei nicht der Sinn

der versorgungsrechtlichen Auftragsregelung, einen Teil dieser

Lasten auf die Versicherten abzuwälzen° Aus den bisher zu
% 20 BVG aE in anderem Zusammenhang ergangenen Entscheidungen

ergebe sich, daß eine Pauschalierung der Verwaltungskosten

jedenfalls nur dann für zulässig gehalten werde, wenn das

Prinzip des durchschnittlich vollen Kostenersatzes gewahrt

bleibeo Außerdem habe das BSG anerkannt7 daß die Verwal—

tungskosten auch einzeln nachgewiesen werden könnten und ine

soweit in voller Höhe zu ersetzen seien (vglo BSG9 Urteil
,

vom 280 April 1965 — 9 RV 738/63)° Es werde eingeräumt? daß

sich die auf die nach 5 20 BVG gewährten Leistungen entfallenw
den Verwaltungskosten im Einzelfall nur schwer aus den Gesamte

Verwaltungskosten herausnehmen und gesondert nachweisen liese

seno Diesen Schwierigkeiten trage die in Nro 5 der Veer zu

@ 20 BVG aF vorgesehene Berechnungsmethode Rechnung° Soweit

sich die Krankenkasse aus Gründen der
Vereinfachung dieser

Regelung freiwillig unterwerfe‚ sei gegen ihre Anwendung

nichts einzuwenden° Nicht zulässig sei es aber‚ daß der

[
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Versorgungsträger einseitig nach dieser Veer verfahre,

da es sich hierbei lediglich um eine interne Dienstanu

weisung für die Versorgungsträger, nicht aber um eine alle

gemein verbindliche Vorschrift handleo Praktische Erwäe

gungen rechtfertigten es nicht, einseitig von dem in @ 20

BVG aF festgelegten Prinzip der vollen Kostenerstattung

abzuweichenn Im übrigen enthalte die in Nrc 5 der Veer

zu @ 20 BVG aF vorgesehene Berechnungsart nur eine „ vom

Gesetz abweichende w aus praktischen Gründen erfolgte Be»

helfslösung9 deren Änderung gerade während des hier streiw

tigen Zeitraums wiederholt von der Beigeladenen in Aussicht

gestellt worden seio Bei getrenntem Nachweis des zu ersetw

zenden Verwaltungskostenanteils sei daher gemäß 5 20 BVG aF

in voller Höhe ”rsatz zu leistena An der Geltendmachung des

Nachzahlungeanspruohs sei die Klägerin auch nicht deshalb

gehindert9 weil sie sich erst nach Ablauf längerer Zeit zur

Klagerhebung entschlossen habeo Denn durch einen längeren

Zeitablauf allein werde die Geltendmachung eines Anspruchs

noch nicht verwirkto Die gesamten Umstände sprachen dafür,

daß die Klägerin die geleisteten Zahlungen nur unter dem"

Vorbehalt einer späteren genaueren Berechnung und sich hier“

aus evtl° ergebender Nachforderungen angenommen habeo
!

\'
Die Klägerin beantragt,

das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen vom

220 August 1968 wird aufgehoben und die Berue
fungen des Beklagten und der Beigeladenen

gegen das Urteil des SG Duisburg vom 50 Januar

1966 werden zurückgewiesen°

Der Beklagte beantragt9

die Revision zurückzuweiseno

Das LSG habe zu Recht ausgeführt? daß die in der Veer

Nro 5 zu 5 20 BVG aF getroffene Regelung dem Gesetzeswort—

laut entspreche und auch mit dem Sinn und Zweck des Gesetzes

1
%
'»
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„

vereinbar sei° Entgegen der Ansicht der Revision spreche

auch die Neufassung des @ 20 BVG nicht für eine Berechnung

des Verwaltungskostenanteils in voller Höhe der für Nichtverw

sicherte nachgewiesenermaßen aufgebrachten Verwaltungskosten„

Auch hiernach würden die Verwaltungskosten pauschal berechnet,

wenn sich auch die Art der Berechnung der Pauschale geändert

habe„ Auch habe das LSG zu Recht die Forderung der Klägerin

als nicht ausreichend substantiiert und begründet angesehen,

weil sie nicht durch Belege nachgewiesen sei und eine Schätzung

1080 des @ 287 der Zivilprozeßordnung nicht in Betracht gezo—

gen werden könne°

Die Beigeladene beantragtp

die Revision zurückzuweiseno

Zum Vorbringen der Klägerin sei zu bemerken, daß das BSG in

dem Urteil v0m 10„ Dezember 1963 _ 9 RV 818/63 e bestätigt
habe, daß der Ersatz der Verwaltungskosten nach 5 20 BVG und

den hierzu ergangenen Verwaltungsvorschriften dem Prinzip

des vollen Kostenersatzes entspreche, weil der Gesetzgeber

habe davon ausgehen können, daß durch den anteilmäßigen Erw

satz der Verwaltungsaufwand angemessen vergütet werdeo In

dem Urteil vom 28° April 1965 — 9 RV 738/65
e habe des BSG

nicht anerkannt9 daß die Verwaltungskosten nach 5 20 BVG

auch einzeln nachgewiesen werden dürften und dann in voller

Höhe zu ersetzen seien() Die Ausführungen des BSG zu dieser

Frage hätten sich nur auf % 15 RVG bezogen°

Die durch Zulassung statthafte Revision der Klägerin ist

forms und fristgerecht eingelegt und begründet worden und

daher zulässig (@@762 Abs° 1‚Nrg 1,4649 166 SGG); sachlich
konnte sie keinen Erfolg haben° Dabei kommt dem Umstand‚ daß

die Berufung der Beigeladenen verspätet gewesen ist e wie das

LSG zutreffend_festgestellt hat @, für die sachliche Entschei„

dung keine Bedeutung zu, weshalb sich weitere Ausführungen

hierzu erübrigten°

__’l’]_
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Streitig ist, ob der Klägerin nach 9 20 BVG aF (in der

seit Inkrafttreten des BVG am 10 Oktober 1950 (BGBl 1950,

791 ff) bis zum 310 Dezember 1963, dem Zeitpunkt der Ab—

lösung des Ersten Neuordnungsgesetzes vom 270 Juni 1960

(BGBl I, 453) — 1o NOG = durch das 20 NOG vom 210 Februar

1964 (BGBl I, 85) im wesentlichen unverändert gebliebenen

Fassung) für die Zeit von 1951 bis 1965 ein höherer Ver»

waltungskostenaufwand zu ersetzen ist, als er durch den

Beklagten für diesen Zeitraum e im Einklang mit der seite

herigen Regelung „ gewährt worden ist° Dies ist zu vera
1

neinen° >\ ? - ;

@ 20 BVG aF schrieb vor, daß den Krankenkassen, soweit sie

nur nach den Vorschriften dieses Gesetzes verpflichtet sind,

Heilbehandlung einschließlich Heilanstaltspflege und Hause

pflege sowie Krankengeld und Hausgeld zu gewähren bzw° Heil—

behandlung und Krankenbehandlung durchzuführen (10 NOG),

die ihnen "entstandenen Kosten und der entsprechende Anteil

an den Verwaltungskosten ersetzt" werden„ Diesem Wortlaut

der Vorschrift ist einmal zu entnehmen9 daß entstandene

Kosten (d„ho nachweisbare Kosten) in Höhe des ziffernmäßig

bestimmbaren Betrages zu ersetzen sind und daß außerdem aus

‘den inSgesamt entstandenen Kosten die Verwaltungskosten herw

auszunehmen sind, um den Prozentsatz zu ermitteln? der als

entsprechender Anteil an den Verwaltungskosten zu erstatten

ist° Das LSG hat sich auf die Veer Nr„ 5 e letztmals idF

vom 30 September 1958 (BAnzo Nr„ 176) e zu @20 BVGaF ge—
stützt, wonach zur Errechnung des Verwaltungskostenanteils

die Gesamtausgaben der Krankenkasse für das letzte Geschäfts»

jahr den in ihnen enthaltenen Verwaltungskosten gegenüberzu—

stellen sind„ Dabei waren die "Gesamtausgaben" um gewisse

Beträge und um ”alle anderen für Zugeteilte und Ausgesteue

erte verauslagten Kosten" zu kürzeno Diese Regelung steht

mit dem Sinn und Zweck des Gesetzes in Einklang„ Aus dem

Wortlaut des % 20 BVG aD ergibt sich eindeutig eine Zweiteiw
lung in Haile und Krankenbehandlungskosten einerseits und

Verwaltungskosten anderseitso Für erstere werden die

1
_ 12 _
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"entstandenen Kosten" ersetzt, für letztere jedoch nur ein

"entsprechender Anteil"o In der Berechnung unterscheidet

sich die Vorschrift des @ 20 BVG aF wesentlich von ihrem Vor—
läufer, dem 5 15 BVG, der in Satz 2 und 3 einen Ersatz in

Pauschbeträgen vorsaho Das LSG hat dies mit zutreffenden

Gründen dargelegt, weshalb sich der erkennende Senat darauf

beschränken kann9 insoweit auf sein Urteil vom 280 April 1965

— 9 RV 758/63 „ (SO 7 ff) Bezug zu nehmen° Hiernach ist zu—
nächst festzustellen, daß die in AB Nro 9 g zu @ 15 RVG den

Krankenkassen eingeräumte Möglichkeit9 die Verwaltungskosten

für Zugeteilte in ihrer tatsächlich entstandenen Höhe auf

Einzelnachweis anzufordern (vglo Handbuch der Reichsversorgung9

Bdo I Sp„ 87), nicht in das BVG übernommen Worden isto Da
% 20 BVG aF ausdrücklich bestimmtp daß (nur) der entsprechende

Anteil an den "Verwaltungskosten" zu ersetzen ist? gebictet der

Sinn der Vorschrift die Herstellung einer Relation zwischen

dem für Nichtversicherte und Ausgesteuerte in Betracht kommen—

den Verwaltungskostengnteil und den gesamten hier zu berücksiche

tigenden Verwaltungskosten der Krankenkasseo Die Veer Nro 5

stellen diese Relation dadurch her9 daß zunächst rechnerisch

feststellbare (naghweisbarg) Kostengrößen (GesamtauSgabenund
die in ihnen enthaltenen Verwaltungskosten) einander gegene

übergestellt werden und das sich hiernach ergebende Verhältnis

zu den für Zugeteilte und Ausgesteuerte nachweislich entstane
denen Kosten in Beziehung gesetzt wirdo Diese Ermittlung

eines Anteils der Gesamtverwaltungskosten steht im Einklang

mit der vom Gesetzgeber getroffenen Regelung? der in der Er»

stattung eines "entsprechenden Anteils" eine angemessene (volle)

Kostenerstattung erblickt hato Dabei kann dahinstehen, ob

der Gesetzgeber davon ausgehen durfte, daß die Krankenkassen

durch die Zuweisung von Nichtversicherten9 d„h„ die Erhöhung

der Zahl der von ihnazu betreuenden Personen mittels organisaw

torischer Maßnahmen eine Verminderung des auf den einzelnen

Versicherten und Nichtversicherten entfallenden Kostenanteils

erreichen und dadurch etwaige Mehraufwendungen für die Nichte

versicherten ausgleichen könneno Denn auch wenn dies zu vera

_ 15 _
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neinen wäre, müßte das Gericht von dem hinreichend ein—

deutigen Gesetzeswortlaut ausgehen; es ist nicht seine

Aufgabe, die vom Gesetzgeber gewollte Lösung daraufhin

zu überprüfen, ob sie vom Standpunkt eines Beteiligten

aus die "gerechteste" denkbare Lösung darstellt (vglo

BVerfG Bd0 2, 280; 2, 155; 4, 18 ff)0 Im übrigen ist die

in Veer Nra 5 im Einklang mit dem Gesetz getroffene Rege—

lung schon deshalb nicht zu beanstanden, weil nicht er—

sichtlich ist, auf welche sonstige sachgemäße Weise der im

Gesetz genannte "entsprechende Anteil" ermittelt werden

könnte, Wenn die Revision darauf abhebt, daß unter dem

"entsprechenden Anteil" ein durch die nach @ 20 BVG aF

entstandenen Kosten verursachter Teil der Gesamt«Verwal—

tungskosten zu verstehen sei, so ist dies zwar nicht unrichw

tig, damit ist aber nichts darüber ausgesagt, nach welchen

» nachweisbaren @ Kostengrößen der "entsprechende Anteil"

ermittelt, den, auf welche andere Weise dieser Kostene"An—'

teil" im Einklang mit dem Gesetz festgestellt werden soll()

Der Hinweis der Revision auf 5 20 BVG in der hier nicht ane

zuwendenden Fassung des 20 NOG kann keine andere Entscheiw

dung rechtfertigeno Denn dort ist erstmals und eindeutig

bestimmt, daß 8 v,Ho der entstandenen Heil— und Krankenha—

handlungskosten als Ersatz für Verwaltungskosten zu berechw

nen sind, Eine Bezugnahme auf einen "entsprechenden Anteil"

an den Gesamt—Verwaltungskgstgg enthält diese Vorschrift
nicht mehr, Es geht deshalb fehl, den geänderten Wortlaut

des % 20 BVG für den von der Revision vertretenen Standpunkt

heranzuzieheno Auch vermag die Ansicht, daß der Gesetzgeber

bereits in 5 20 BVG aF einen "vollen Kostenersatz" auch für

die Verwaltungskosten vorgesehen habe, den geltend gemachten

Anspruch nicht zu begründen° Denn dieser Grundsatz bleibt
gewährt, weil der errechnete "entsprechende Anteil", der zur

Deckung der anteiligen Kosten bestimmt ist, voll ersetzt wird

"und nicht etwa nur zu 60 oder 80 v„Hoo Diese Auffassung hat
der erkennende Senat bereits in seiner Entscheidung vom 700

Dezember 1963 — 9 RV 818/63 — (V“ng SozR Nr, 3 zu 5 20 BVG)

i

‘ _14_‚
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vertreten, in der u„a° ausgeführt ist, daß bei der getrofw

fenen Regelung das Prinzip des ygllen Kostenersatzes gewahrt
bleibe° Hier ist ferner klargestellt worden, daß Verwal—

tungskosten ioso des @ 20 BVG alle Kosten sind‚ die die

Krankenkasse im einzelnen Behandlungsfäll nicht gesondert

aufzubringen hatte und die demgemäß nicht gesondert nachgev

wiesen werden können, weshalb für sie auch nur die Erstattung

eines pauschalierten Anteils (an den Gesamt—Verwaltungskosten)

vorgesehen ist (vgl() auch Entscheidung des erkennenden Senats

vom 100 Dezember 1963 e 9 RV 502/62 % in SozR Nro 2 zu @ 20
BVG)„ Dabei steht der Begriff der "Pauschale" nicht im Ge—

gensatz zu Art° 120 GG‚ wonach der Bund die Kriegsfolgelasten

trägto Denn diese Pauschalierung dient nicht der nur teilw

weisen Abgeltung der anteiligen Kosten9 sondern ist — unter

Berücksichtigung der tatsächlichen Gesamt«Verwaltungskosten „

nur zum Zwecke der Praktüabilität gewählt, daho zur Vermeidung
eines zusätzlichen Kostenaufwandesy der in keinem wirtschaft—

lich vertretbaren Verhältnis zu dem erstrebten Ziel stehen

würden Zu Unrecht meint das LSG, die Entscheidung des er—

kennenden Senats v0m 100 Dezember 7963 — 9 RV 818/63 « stehe
mit der weiteren Entscheidung des Senats vom 280 April 1965

= 9 RV 738/63 — nicht in Einklang9 letztere sei mißverständ—

licho In der Entscheidung vom 280 April 1965 ging es nicht

um die Erstattung eines "entsprechenden Verwaltungskosten—

anteils"‚ sondern um die Erstattung nachgewiesener entstan—

dener Kosten eines Behandlungsfalles; wenn dabei ausgeführt

wurdeg daß zB() ein zur dringenden Einweisung eines Beschä—

digten in ein Spezialkrankenhaus erforderliches ferpgespragh
der Krankenkasse von der Versorgungsbehörde "auf Nachweis"9

doh„ als entstandene Kosten ersetzt werden müsse, so waren

damit gerade keine "Verwaltungskosten" ioS° des @ 20 BVG aE

angesprochen worden, sondern Kosten? die der Krankenkasse im

Einzelfall erwachsen sind und daher der Versorgungsbehörde

als "entstandene Kosten" 1080 des @ 20 BVG aF nachgewiesen

werden können (vgl„ SozR Nr° 2 und 5 aaO)° Dies wird auch

von der Revision nicht hinreichend beachteto
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5
Im übrigen hat die Revision nicht dargetan, daß die in den

Veer Nr, 5 zu 9 20 BVG getroffene Regelung des Berechnungsw

modus der anteiligen Verwaltungskosten auf sachfremden Erw

wägungen beruhe° Sie führt insoweit im wesentlichen nur aus,

es würden "nicht die Gesamtausgaben, sondern der um die Er—

stattungen germinderte Betrag des Leistungsaufwandes und der

übrigen Aufwendungen zu den Verwaltungskosten ins Verhältnis

gesetzt", Die Krankenkasse wird jedoch dadurch, daß die Gee

samtausgaben nicht voll, sondern gekürzt um gewisse Beträge

zugrundegelegt werden, nicht schlechter, sondern — rechne—

risch — besser gestellt, Denn da die Verwaltungskosten als

feste Größe bestehen bleiben, kann sich der anteilige Prozent—

satz dieser Kosten zu den Gesamtausgaben durch eine rechne»

rische Verminderung der Gesamtausgaben nur erhöhen()

Die Klägerin kann mit ihren Berechnunß■hderen Richtigkeit

der Höhe nach von der Beigeladenen allerdings bestritten

wird, nur geltend machen, daß die Heile und Krankenbehandlung

der Zugeteilten und Ausgesteuerten bei Berücksichtigung aller

nur irgendwie denkbaren UnkosteneAnteile (vgl, zoB, des Eine

satzes von ortsüblicher Miete für einen Teil der Hauptstelle

—Blatt 34 der SGeAkten »)einen größeren Verwaltungsaufwand
verursache■ als die Betreuung der Kassenmitglieder, Es mag

zwar betriebswirtschaftlichen Grundsätzen entsprechen, die

Verwaltungskosten so zu berechnen, als bestünde für die nach

5 20 BVG zu betreuenden Personen räumlich, organisatorisch

und personell eine eigene Krankenkasse° Der Ausdruck "ent«

Sprechender Anteil" kann jedoch nicht bedeuten, daß die—

jenigen Verwaltungskosten zu ersetzen seien, die entstehen

würden, wenn die Betreuung der Nichtversicherten nicht durch

die Orte—, Lande, Betriebes usw° Krankenkassen (@ 14 Abs, 2

BVG aF), sondern durch eine eigenständige Krankenhilfee

organisation vorgenommen werden müßte0 Wäre dem so, dann hätte

der Gesetzgeber zweckmäßigerweise nicht auf die bestehenden

Krankenkassen zurückgegriffen, sondern hätte im Interesse

einer möglichst umfassenden und reibungslosen Betreuung der

$ —16—
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Versorgungsberechtigten eigene Institutionen für die Heil—

behandlung der nichtversicherten Anspruchsbereohtigten ges

sohaffen° Im übrigen haben aber die Veer Nr‚ 5 Abso 5

zu € 20 BVG aF in Betracht gezogen9 daß die Betreuung der

Nichtversicherten — zumindest auf Teilgebieten @ bei Orien—

tierung an den Verwaltungskosten der Versicherten einen vers

hältnismäßig größeren Verwaltungsaufwand erfordern könnte‚

und deshalb bestimmt9 daß zu dem nach den Veer Nro 5 Abso 1
errechneten Verwaltungskostenanteil "zur Abgeltung besonderer

Verwaltungsaufwendungen" ein Zuschlag von 10 VOH„ tritt, der

sich sogar auf 20 VOHO erhöht, wenn für Zugeteilte und Ausge-

steuerte mehr als ein Angestellter voll beschäftigt wird„

Ob diese Zuschläge trotz der obigen Hinweise etwa nicht als

ausreichend angesehen werden-können, um den Verwaltungskosten—

anteil für Zugeteilte und Ausgesteuerte voll zu decken, kann

vom Senat nicht nachgeprüft werden, weil die Klägerin hierfür

keine Nachweise vorzulegen vermocht hat; sie hat Unterlagen

(Belege usw„) nach den Feststellungen des LSG für die mit dem

Beklagten abgerechneten Jahre nicht aufbewahrtt Im übrigen

geht das Gesetz gerade nicht davon aus? daß durch umstända

liche, zeitraubende und letztlich auf theoretischen Erwä—

gungen aufbauende Ermittlungen festgestellt werde9 welche

Verwaltungskosten gesondert für die Zugeteilten und Ausgew

steuerten als entstanden anzunehmen sind° Demgemäß räumt

die Revision auch selbst ein9 daß sich diese Kosten “nur

schwer" nachweisen ließen° Es kann aber nicht der Sinn des
5 20 BVG aF sein‚ ein praktisch kaum durchführbares Abrech—

nungssystem vorzuschreibeno Solche Erhebungen, wie sie für

1953 angestellt werden sind, mögen als Grundlage für Verhandw

lungen mit dem BMA über die Erhöhung der oben erwähnten Zue

schläge oder die Höhe eines festzulegenden Hundertsatzes der

VerWaltungskosten an den entstandenen Kosten zweckdienlich sein,

können aber dem Gericht aus den oben genannten Gründen keine

ausreichende Handhabe für die Feststellung bieten9 daß sich die

Veer so weit vom Sinn und Zweck des Gesetzes entferntcn‚ daß

sie mit diesem nicht mehr im Einklang stündeno ‘
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Da das angefochtene LSGmUrteil aus den genannten Gründen

im Ergebnis zu bestätigen war, brauchte zu den vom LSG
.

hilfsweise angestellten Erwägungen zur Begründetheit der

Höhe der geltend gemachten Forderung und zu der Frage einer

etwaigen Verwirkung des geltend gemachten Anspruchs nicht

Stellung genommen zu werdeno' „}

Sonach war die Revision der Klägerin
nach 9 770 Abso ? Satz

SGG als unbegründet zurückzuweiseno f

’!

Die Kostenentscheidung beruht auf @ l93 Abso 4 SGGO
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